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Zu den Pflichten des in die Abwicklung eines Unfallscha-
dens eingeschalteten Versicherungsmaklers

Zur Auslegung einer Verwirkungsklausel, in der der Erb-
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gegen vorgeht; zur Verknüpfung einer Verwirkungsklau-
sel mit einer Auflage
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Gegenleistung für das Bemühen des Zuwendungsemp-
fängers um die Herbeiführung eines Ereignisses

Erfolglose Verfassungsbeschwerden gegen eine kartell-
rechtliche Untersagungsverfügung und diese bestätigen-
de fachgerichtliche Entscheidungen

Zur kartellrechtlichen Zulässigkeit von Gaslieferverträ-
gen, die von einem Ferngasunternehmen mit Regional-
und Ortsgasversorgern über lange Laufzeiten abge-
schlossen werden und den Gesamtbedarf oder nahezu
den Gesamtbedarf des jeweiligen Abnehmers decken
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